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Vorwort

Die	Lebensmittelkennzeichnung	soll	den	Verbraucher	informieren.	Weraber	informiert	über	die	Lebensmittelkennzeichnung?	Regelten	nochvor	gut	20	Jahren	eine	vergleichsweise	schlankeLebensmittelkennzeichnungsverordnung	zusammen	mit	einer	Reihenationaler	produktspezi�ischer	Vorschriften	die	P�lichtkennzeichnungvon	Lebensmitteln,	sieht	sich	der	Rechtsanwender	heute	einer	wahrenFlut	zu	beachtender	Vorschriften	gegenüber,	deren	Systematik	kaumnoch	zu	überblicken	ist.	Das	gilt	insbesondere	dann,	wenn	in	die	Tiefenund	Untiefen	produktspezi�ischer	Vorschriften	vorgedrungen	wird,	diemittlerweile	ebenfalls	von	europäischen	Vorschriften	mitbestimmtsind.	So	gibt	es	etwa	für	viele	Lebensmittel	verp�lichtendeVerkehrsbezeichnungen,	deren	Anforderungen	in	produktspezi�ischenVerordnungen	beschrieben	sind.	Teils	sind	dabei	ergänzendeKennzeichnungsp�lichten	festgelegt.	Für	bestimmte	Stoffe,	etwaZusatzstoffe	oder	gentechnisch	veränderte	Zutaten,	greifen	eigeneRegelungswerke,	die	ebenfalls	Anforderungen	an	die	Kennzeichnungenthalten.	Vorliegendes	Buch	möchte	in	die	Systematik	derLebensmittelkennzeichnung	einführen	und	einen	kompakten	Überblicküber	die	allgemeinen	und	die	wichtigsten	produktspezi�ischenKennzeichnungsvorschriften	geben.	Wenngleich	es	den	Lese�luss	nichtgerade	verbessert,	werden	sämtliche	Anforderungen	an	dieKennzeichnung	stets	in	Verbindung	mit	der	jeweiligen	Rechtsnormbeschrieben.	Dies	soll	dem	Leser	die	Möglichkeit	geben,	sichselbstständig	im	Gesetzestext	zu	Recht	zu	�inden	und	sich	ein	eigenesBild	von	den	gesetzlichen	Kennzeichnungsp�lichten	zu	machen.Beispielsfälle	sowie	ergänzende	Erläuterungen	in	Form	von	Fragen	undTextkästen	zu	bestimmten	Themen	sollen	das	Verständnis	erleichtern.Es	sei	an	dieser	Stelle	all	denjenigen	gedankt,	die	zum	Entstehen	diesesBuches	beigetragen	haben	–	sei	es	durch	fachliche	Hinweise	oder	auchdie	nötige	und	wichtige	Unterstützung	im	tagtäglichen	Leben.	Einnamentlicher	Dank	gilt	Julia	Seim,	die	mir	beim	Korrekturlesen	einegroße	Hilfe	war.Berlin,	Oktober	2010
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A. Allgemeines Lebensmittelrecht

I. Ziele des LebensmittelrechtsDas	Lebensmittelrecht	ist	heute	weitgehend	harmonisiert.	Es	dientinsbesondere	dem	Schutz	der	Verbraucherinteressen	und	verfolgtdabei	zwei	grundlegende	Ziele:den	Schutz	des	Verbrauchers	vor	Gesundheitsschäden	undden	Schutz	des	Verbrauchers	vor	Irreführung	und	Täuschung.Diese	Ziele	sollen,	soweit	möglich,	durch	eine	umfassendeVerbraucherinformation	verwirklicht	werden.	Reichen	Informationenzum	Schutz	des	Verbrauchers	nicht	aus,	gewährleisten	absolute	Verboteund	Zulassungsverfahren	die	Lebensmittelsicherheit.	Seit	Mitte	der1990er	Jahre	wird	zunehmend	auf	die	Information	des	Verbrauchersgesetzt:	Es	gilt	das	normative	Leitbild	eines	aufgeklärten,	verständigen,informierten	und	mündigen	Verbrauchers1,	der	die	ihm	angebotenenInformationen	zu	nutzen	weiß.	Durch	diese	Entwicklung	wird	dieVerbraucherinformation	selbst	zum	Ziel	des	Lebensmittelrechts.	Nebenden	Verbraucherinteressen	soll	das	Lebensmittelrecht	auch	dieInteressen	von	Herstellern,	Verarbeitern	und	Händlern	schützen:	SeineBestimmungen	sollen	faire	Wettbewerbsbedingungen	schaffen	und	denbinneneuropäischen	Verkehr	mit	Lebensmitteln	und	Futtermittelnfördern.	Bereits	bestehende	oder	geplante	internationale	Normensollen	bei	der	Fortentwicklung	des	gemeinschaftlichenLebensmittelrechts	berücksichtigt	werden.
1. GesundheitsschutzDer	Schutz	der	Verbrauchergesundheit	ist	zentrales	Ziellebensmittelrechtlicher	Vorschriften.	Es	ist	daher	verboten,Lebensmittel	in	den	Verkehr	zu	bringen,	die	nicht	sicher	sind.	DiesesVerkehrsverbot	normiert	Art. 14 Abs. 1 Lebensmittel-Basisverordnung
(EG) Nr. 178/2002 (LM-BasisVO)2.	Auch	§ 5 Abs. 1 Lebensmittel- und
Futtermittelgesetzbuch (LFGB)3	bestimmt	ein	Verkehrsverbot	nichtsicherer	Lebensmittel,	indem	er	auf	die	LM-BasisVO	verweist.	Diesenationale	Vorschrift	ist	eigentlich	über�lüssig,	da	die	europäischeVerordnung	ohnehin	unmittelbar	in	allen	Mitgliedstaaten	gilt.



Ein	Lebensmittel	gilt	gemäß	Art. 14 Abs. 2 LM-BasisVO	als	nicht	sicher,wenn	davon	auszugehen	ist,	dass	es	gesundheitsschädlich	und	für	denVerzehr	durch	den	Menschen	ungeeignet	ist.	Es	müssen	beideTatbestände	vorliegen,	das	heißt	es	handelt	sich	hier	nicht	umAlternativtatbestände4.	Zur	Frage,	ob	ein	Lebensmittelgesundheitsschädlich	ist,	benennt	die	Vorschrift	bestimmteBeurteilungskriterien:	So	müssen	gemäß	Art. 14 Abs. 4 LM-BasisVO	diewahrscheinlichen	sofortigen,	kurz-	oder	langfristigen	Auswirkungenauf	den	Verbraucher	und	auf	nachfolgende	Generationen	berücksichtigtwerden.	Kumulative	toxische	Wirkungen	sowie	bestimmtegesundheitliche	Emp�indlichkeiten	der	jeweils	angesprochenenVerbrauchergruppe	müssen	ebenfalls	in	die	Beurteilung	einbezogenwerden.	Bei	der	Entscheidung	über	die	Sicherheit	eines	Lebensmittelssind	seine	normalen	Verwendungsbedingungen	und	die	an	denVerbraucher	gerichteten	Informationen	zu	berücksichtigen.	Als	nichtfür	den	Verzehr	geeignet	gelten	gemäß	Art. 14 Abs. 5 LM-BasisVOLebensmittel,	wenn	sie	durch	Fremdstoffe	oder	auf	andere	Weisekontaminiert	sind.	Auch	Fäulnis,	Verderb	oder	Zersetzungbeispielsweise	durch	unsachgemäße	Lagerung	führen	dazu,	dass	einLebensmittel	als	nicht	verzehrsfähig	eingestuft	werden	kann.	Bei	derEntscheidung,	ob	ein	Lebensmittel	gesundheitsschädlich	ist,	kommt	esletztlich	nicht	darauf	an,	dass	die	Gesundheit	des	Verbraucherstatsächlich	geschädigt	wird5.	Wenn	auf	Basis	wissenschaftlicher	Datengesundheitsschädigende	Auswirkungen	für	wahrscheinlich	gehaltenwerden,	jedoch	noch	wissenschaftliche	Unsicherheit	besteht,	könnenstaatliche	Maßnahmen	zulässig	sein,	wenn	diese	für	die	Gewährleistungdes	Gesundheitsschutzes	erforderlich	sind.	In	diesem	Fall	können	dieMitgliedstaaten	und	die	Kommission	vorläu�ige	und	verhältnismäßigeMaßnahmen	zum	Risikomanagement	treffen.	Dieser	Grundsatz	wirdmit	dem	Begriff	des	Vorsorgeprinzips	umschrieben.	Er	ist	mitInkrafttreten	der	LM-BasisVO	durch	Art.	7	im	Jahr	2002	gesetzlich	imLebensmittelrecht	verankert	worden6.
Frage Nr. 1: Was ist eine Basisverordnung?Die	Lebensmittel-Basisverordnung (EG) Nr. 178/2002	ist	eineVerordnung	des	Europäischen	Parlamentes	und	des	Rates.	Im	Ratsind	die	Mitgliedstaaten	repräsentiert.	In	„Ratsverordnungen“	oder



auch	sogenannten	„Basisverordnungen“	sind	diejenigen	Bereicheeines	Themas	geregelt,	die	nicht	allein	die	Durchführung	betreffen,sondern	von	zentraler	gemeinschaftspolitischer	Bedeutung	sind.Dagegen	gibt	es	so	genannte	„Kommissionsverordnungen“	oder„Durchführungsverordnungen“.	Sie	regeln	Details	zur	Durchführungeines	bestimmten	Rechtsaktes,	teilweise	in	Form	generellabstrakterRegelungen,	oder	auch	als	Einzelfallregelungen.Durchführungsverordnungen	werden	von	der	Kommission	aufGrundlage	der	ihr	vom	Rat	zugewiesenen	Kompetenzen	erlassen.	Sohat	die	Kommission	beispielsweise	auf	Grundlage	der	Öko-
Basisverordnung (EG) Nr. 834/2007	die	Durchführungsverordnung
(EG) Nr. 889/2008	erlassen.	Diese	regelt	detailliert,	welche	Stoffe,etwa	Düngemittel	oder	Zusatzstoffe,	für	die	Herstellung	von	Bio-Lebensmitteln	verwendet	werden	dürfen7.
2. Schutz vor Irreführung und TäuschungDie	Kennzeichnung	und	Aufmachung	von	Lebensmitteln	darf	denVerbraucher	nicht	täuschen.	Unter	einer	Täuschung	beziehungsweiseIrreführung	(Frage Nr. 2)	wird	im	Lebensmittelrecht	jeder	Hinweis	aufder	Packung	oder	in	der	Werbung	verstanden,	der	dazu	geeignet	ist,beim	Verbraucher	falsche	Vorstellungen,	insbesondere	über	dieBeschaffenheit,	die	Qualität,	die	Menge,	die	Herkunft	oder	diegesundheitlichen	Wirkungen	eines	Lebensmittels	zu	erwecken8.	Wasim	Einzelnen	unter	einer	Täuschung	zu	verstehen	ist,	ergibt	sich	aus	§
11 LFGB.	Eine	Täuschung	liegt	beispielsweise	vor,	wenn	dieVerkehrsbezeichnung	eines	Lebensmittels	von	der	allgemeinenVerkehrsauffassung	abweicht,	ohne	dass	dies	für	den	Verbraucher	inangemessener	Weise	erkennbar	ist	oder	wenn	einem	Lebensmittelgesundheitsfördernde	Wirkungen	zugesprochen	werden,	diewissenschaftlich	nicht	belegt	sind.	Der	Tatbestand	der	Irreführung	istjedoch	nur	erfüllt,	wenn	die	Irreführung	auch	relevant	ist.	Das	heißt,die	beim	Verbraucher	hervorgerufenen	falschen	Vorstellungen	müssenauch	dessen	Kaufentschluss	beein�lussen.	Dabei	ist	nicht	jede,	sondernnur	die	berechtigte	Verbrauchererwartung	schützenswert9.Fehlt	es	an	gesetzlich	normierten	Anforderungen	zur	Bezeichnung,Aufmachung	oder	Zusammensetzung	eines	Lebensmittels,	orientiert



sich	die	Feststellung	der	berechtigten	Verbrauchererwartung	amsogenannten	Verbraucherleitbild	(Textkasten Nr. 1).	Danach	gilt	derVerbraucher	als	verständig,	informiert,	mündig	und	aufmerksam.Dieses	Leitbild	hat	sich	über	Jahrzehnte	aus	der	einschlägigenRechtsprechung	herausgebildet	und	ist	heute	wesentliche	Grundlagefür	richterliche	aber	auch	politische	Entscheidungen	über	dieSchutzbedürftigkeit	des	Verbrauchers.	Strittig	ist	mitunter,	inwieweitdieses	Leitbild	in	angemessener	Weise	die	realen	Verhältnissewiderspiegelt10	und	insbesondere	der	jüngeren	europäischenGesetzgebung	in	angemessener	Weise	berücksichtigt	wird11.	Obwohlder	Verbraucherschutz	zentrales	Ziel	lebensmittelrechtlicherVorschriften	ist,	muss	berücksichtigt	werden,	dass	es	stets	auch	darumgeht,	einen	angemessenen	Interessenausgleich	zwischen	Wirtschaftund	Verbraucherschaft	zu	erreichen.
Frage Nr. 2: Was ist der Unterschied zwischen einer Irreführung
und einer Täuschung?Eine	Irreführung	liegt	vor,	wenn	der	maßgeblicheDurchschnittsverbraucher	mit	den	Informationen	auf	der	PackungVorstellungen	verbindet,	die	mit	den	tatsächlichen	Verhältnissennicht	im	Einklang	stehen.	Er	irrt	über	die	tatsächlicheProduktbeschaffenheit	und	tätigt	irrtumsbedingt	einen	Fehlkauf.	Beider	Täuschung	liegen	die	Verhältnis	etwas	anders:	Hier	werdenunrichtige	Tatsachen	vorgespiegelt	oder	wahre	Tatsachenverschleiert	oder	unterdrückt	und	auf	diese	Weise	eineFehlvorstellung	beim	Verbraucher	erzeugt.	Nach	der	europäischenund	nationalen	Rechtsprechung	wurde	klargestellt,	dass„irreführend“	gleichbedeutend	„mit	zur	Täuschung	geeignet“	ist12.	Inder	Praxis	werden	die	Begriffe	„Irreführung“	und	„Täuschung“weitgehend	synonym	verwendet13.
Textkasten Nr. 1: VerbraucherleitbildDas	in	der	deutschen	Rechtsprechung	über	lange	Zeitvorherrschende	Leitbild	eines	unmündigen	und	eher	unkritischenVerbrauchers	musste	mit	Beginn	der	1990er	Jahre	dem	desEuropäischen	Gerichtshofes	weichen,	der	regelmäßig	auf	einen



informierten,	verständigen,	mündigen	und	aufmerksamenVerbraucher	abstellt14.	Noch	mit	beginnender	Entwicklung	desBinnenmarktes	wurde	bei	der	Bewertung	der	Kennzeichnungimportierter	Lebensmittel	in	Deutschland	zunächst	am	Leitbild	desunkritischen	und	unbefangenen	Verbrauchers	festgehalten:	Diesertreffe	seine	Kaufentscheidung	vor	allem	anhand	derVerkehrsbezeichnung	und	damit	verbundener	Angaben,	ohne	dieWare	eingehender	zu	prüfen15,	war	die	damals	gängige	Auffassung.Das	Zutatenverzeichnis	eigne	sich	demnach	nicht	als	Deklarationsortfür	etwaige	Abweichungen	oder	ergänzende	Angaben.	Seit	Mitte	der1990er	Jahre	gilt	nunmehr	grundsätzlich	die	Zutatenliste	alsangemessener	Ort,	um	den	Verbraucher	über	eine	abweichendeBeschaffenheit	zu	informieren16.	Entsprechend	verwies	darau�hinbeispielsweise	der	Bayrische	Verwaltungsgerichtshof	in	seinemUrteil	über	die	Zulässigkeit	von	Zusatzstoffen	in	Wurstprodukten	mitnostalgischen	Verkehrsbezeichnungen	klar	auf	einen	kritischenVerbraucher,	der	in	der	Lage	sei	ein	Information	auf	dem	Etikett	zurKenntnis	zu	nehmen	und	danach	seine	Kaufentscheidung	zutreffen17.	Das	Gericht	berief	sich	in	seiner	Entscheidung	dabei	fernerauf	die	bereits	1992	ergangene	Feststellung	desBundesverwaltungsgerichts,	dass	die	seinerzeit	geltendeBegriffsbestimmung	der	Irreführung	gemäß	§ 17 Abs. 1 Nr. 5 Satz 1
und 2 b LMBG	anhand	des	Gemeinschaftsrechts	auszulegen	sei18.
3. Verbot krankheitsbezogener WerbungGemäß	§ 12 Abs. 1 Nr. 1 LFGB	ist	es	verboten,	im	Verkehr	mitLebensmitteln	oder	in	der	Werbung	für	Lebensmittel	Aussagen	zuverwenden,	die	sich	auf	die	Beseitigung,	Linderung	oder	Verhütung	vonKrankheiten	beziehen.	Es	folgt	unter	§ 12 Abs. 1 Nr. 2–7 LFGB	eineabschließende	Aufzählung	abstrakter	Tatbestände,	die	dem	Verbot	derkrankheitsbezogenen	Werbung	unterliegen19.	Letztere	sind	aber	inihrer	Begriffsweite,	vor	allem	in	Hinblick	auf	die	Abgrenzung	zugesundheitsbezogenen	Angaben	weniger	problematisch	und	werdendaher	im	Folgenden	nicht	konkret	behandelt.	Zweckbestimmung	von	§
12 LFGB	ist	es,	den	Konsumenten	von	jeglicher	Art	derSelbstmedikation	durch	Lebensmittel	abzuhalten20.	Die	Vorschrift	dient



insofern	dem	Gesundheitsschutz,	schützt	den	Verbraucher	abergleichzeitig	auch	vor	einer	Täuschung.	Es	soll	dem	möglichen	Irrtumentgegengewirkt	werden,	Lebensmittel	könnten	die	Wirkung	einesArzneimittels,	das	heißt	verhütende,	lindernde	oder	gar	heilendeEffekte	entfalten.	Dabei	ist	letztlich	nicht	die	objektive	Richtigkeit	derAussagen	maßgeblich.	Vielmehr	geht	es	darum,	ob	die	Angabe	geeignetist,	dem	Verbraucher	den	subjektiven	Eindruck	zu	vermitteln,	durch	dasLebensmittel	sei	eine	wirksame	und	ausreichende	Selbstbehandlungbestimmter	Krankheiten	beziehungsweise	Krankheitssymptomemöglich21.	§ 12 LFGB	verbietet	die	krankheitsbezogene	Werbung	aufLebensmitteln,	während	eine	rein	gesundheitsbezogene	Werbunggrundsätzlich	erlaubt	ist,	sofern	die	in	Rede	stehenden	Wirkungentatsächlich	belegt	sind	und	den	Verbraucher	nicht	täuschen22.	Diegesundheitsbezogene	Lebensmittelwerbung	wird	künftig	durch	die
Health-Claims-Verordnung (HCVO)	geregelt.	Diese	neue	Regelungermöglicht	unter	bestimmten	Umständen	die	Werbung	mit	Aussagenüber	die	Risikominimierung	von	Krankheiten.	Das	Verbot	derkrankheitsbezogenen	Werbung	bleibt	aber	auch	mit	der	HCVObestehen.	Die	Abgrenzung	zwischen	erlaubter	gesundheitsbezogenerund	verbotener	krankheitsbezogener	Werbung	wird	also	auch	inZukunft	noch	eine	Rolle	spielen.Von	wesentlicher	Bedeutung	für	diese	Abgrenzungsfrage	ist	derErnährungsbegriff,	der	nach	neuerer	Auffassung	derErnährungswissenschaft	mehr	impliziert	als	allein	dieGrundversorgung	des	Körpers	mit	Nährstoffen23.	Zur	Feststellung,	obeine	Angabe	gegen	das	Verbot	der	krankheitsbezogene	Werbungverstößt,	müssen	alle	am	Produkt	angebrachter	Werbeaussagen	sehrgenau	betrachtet	werden,	zumal	die	Übergänge	zur	erlaubtengesundheitsbezogenen	Bewerbung	stets	�ließend	sind24.	Nach	derRechtsprechung	bezieht	sich	eine	Aussage	in	der	Regel	dann	auf	dieVerhütung,	Linderung	oder	Heilung	einer	Krankheit,	wenn	sie	einebestimmte	Krankheit	oder	ein	bestimmtes	Krankheitsbild	direkt	oderdurch	die	Nennung	einschlägiger	Symptome	wie	beispielsweise	Husten,Übelkeit	oder	Kopfschmerzen	indirekt	anspricht25.	Des	Weiteren	ist	esfür	die	Auslegung	des	§ 12 LFGB	entscheidend,	inwieweit	eine	AussageAssoziationen	in	Hinblick	auf	Krankheiten	hervorrufen	kann.	Von



einem	Krankheitsbezug	ist	insbesondere	dann	auszugehen,	wenn	einLebensmittel	die	Wirkung	auf	bestimmte	Körperorgane	benennt26.Insofern	ist	beispielsweise	die	Aussage	„Oxidationsschutz	für	dieZelle“27	hinsichtlich	ihres	objektiven	Aussagewertes	nicht	unmittelbarals	unzulässige	krankheitsbezogene	Werbung	zu	werten,	da	ihr	derBezug	zu	einer	bestimmten	Krankheit	fehlt28.	Deutlicher	wird	dasVorliegen	eines	Krankheitsbezugs	etwa	durch	die	ausdrücklicheHervorhebung	der	schützenden	Wirkung	vor	etwas	Schädlichem.Beispielhaft	veranschaulicht	die	gesundheitsbezogene	und	damitzulässige	Aussage	„X-Brot	für	eine	gesunde	Ernährung“	gegenüber	derverbotenen	krankheitsbezogenen	Aussage	„Krankheit	ist	schlimm	–	X-Brot	für	eine	gesunde	Ernährung“	die	Abgrenzung	im	Sinne	derRechtsnorm29.	Weitere	Kriterien	für	die	Feststellung	eines	unzulässigenKrankheitsbezugs	verdeutlicht	beispielhaft	eine	Entscheidung	des	OLGKöln30.	Das	Gericht	hatte	hierbei	über	die	Frage	der	Zulässigkeit	derAussage	„denn	dieser	[See�isch]	enthält	die	wichtigen	Omega-3-Fettsäuren,	die	u.a.	das	Herz	schützen“	sowie	Aussagen	über	Vitaminein	Gemüse	und	Salat,	die	„sogar	vor	Krebs	schützen	sollen“	sowie	„lautStudien	kann	Rotwein	dazu	beitragen,	[…]	Herzkrankheitenvorzubeugen“	zu	entscheiden.	Aufgrund	der	ausdrücklichen	Benennungvon	Krankheiten	sind	die	Werbeaussagen	für	Gemüse	und	Rotwein	alsunzulässig	bewertet	worden.	Demgegenüber	wurde	die	Werbeaussage„denn	dieser	[See�isch]	enthält	die	wichtigen	Omega-3-Fettsäuren,	dieu.	a.	das	Herz	schützen“	als	rein	gesundheitsbezogen	und	damit	zulässigquali�iziert,	da	keinerlei	Hinweis	auf	ein	spezi�isches	Krankheitsbildgegeben	wird.
II. Au�bau des Lebensmittelrechts

1. EntwicklungDie	ältesten	bekannten	Quellen	lebensmittelrechtlicher	Bestimmungenstammen	aus	dem	17.	Jh.	v.Chr.:	Der	Codex	Hammurabi	stellteLebensmittelverfälschungen	wie	Bierpanschen	und	Preiswucher	unterharte	Strafen31.	Innerhalb	Deutschlands	entwickelt	sich	dasLebensmittelrecht	zu	Zeiten	des	Mittelalters:	Aufgrund	permanenterNahrungsmittelknappheit	regelten	die	mittelalterlichen	Stadtrechte



den	redlichen	Verkehr	mit	Getreide,	Wein,	Bier,	Brot,	Öl	und	anderenLebensmitteln.	Wer	verfälschte	oder	verdorbene	Lebensmittel	anbot,musste	teils	drakonische	Strafen	über	sich	ergehen	lassen:	Herstellerschwerspathaltiger	Brote	wurden	gezwungen	ihre	Erzeugnisse	solangezu	verzehren,	bis	sie	daran	starben,	Fälscher	wurden	in	Körben	unterWasser	getaucht,	bis	sie	bewusstlos	waren32.	Die	Gesetze	damaligerZeiten	hatten	allerdings	weniger	den	Schutz	der	Konsumenten	im	Auge.Qualitätsstandards	dienten	in	erster	Linie	einer	Einteilung	derLebensmittel	in	verschiedene	Steuerklassen.	Zunächst	standenGeldeinnahmen	des	Staates	im	Vordergrund,	später	ging	es	um	dasallgemeine	Wohl	der	Bevölkerung	und	darum,	die	öffentliche	Ordnungaufrechtzuerhalten.	Der	Verbraucherschutz	war	lediglich	Nebenzweckder	damaligen	Regelungen.
Das Industriezeitalter: die Wiege des VerbraucherschutzesEin	Wandel	kam	mit	der	Industrialisierung	Anfang	des	19.Jahrhunderts:	Die	Lebensmittelchemie	entwickelte	sich	alseigenständige	Wissenschaft.	Damit	konnte	die	praktischeLebensmittelüberwachung	erstmals	von	wissenschaftlich	gebildetemFachpersonal	wahrgenommen	werden.	Für	den	Vollzug	derLebensmittelüberwachung	waren	bereits	Untersuchungsämtervorgesehen,	deren	Personal	die	lebensmittelrechtlichen	Kontrollendurchführen	sollten.	Hierzu	bedurfte	es	einer	gesetzlichen	Grundlage33.Diese	wurde	jedoch	erst	1879	nach	weiteren	Jahren	deutlichenMissstandes	im	Lebensmittelverkehr	mit	dem	Reichsgesetz betreffend
den Verkehr mit Nahrungsmitteln, Genussmitteln und
Gebrauchsgegenständen	erlassen34.	Dieses	Nahrungsmittelgesetzregelte	präventiv	polizeiliche	Befugnisse	sowie	die	Durchführung	derKontrolle	und	übertrug	dem	damaligen	Bundesrat	ein	weitgehendesVerordnungsrecht	zu	Schutze	der	Volksgesundheit.	Darüber	hinausbehandelte	es	den	Verkehr	mit	verdorbenen,	nachgemachten	undverfälschten	Lebensmitteln,	die	geeignet	sind,	die	menschlicheGesundheit	zu	schädigen	oder	zu	gefährden	–	ein	allgemeinausgesprochenes	Verkehrsverbot	gesundheitsgefährdenderLebensmittel	enthielt	es	jedoch	zunächst	nicht35.	Dieser	Mangel	wurdemit	dem	1927	in	Kraft	getretenen	Lebensmittelgesetz	beseitigt.	Der



Zusatz	bestimmter	Stoffe	–	seinerzeit	als	Fremdstoffe	bezeichnet	–wurde	schließlich	im	Jahre	1958	durch	das	Reformgesetz	zur	Änderungund	Ergänzung	des	Lebensmittelrechts	verboten,	sofern	diese	nichtausdrücklich	zugelassen	waren.	Wurden	zugelassene	Fremdstoffeverwendet,	musste	dies	gekennzeichnet	werden.	Eine	grundlegendeNeuordnung	des	deutschen	Lebensmittelrechts	brachte	schließlich	das
Lebensmittel- und Bedarfsgegenständegesetz	vom	15.8.1974	(LMBG).Neben	Lebensmitteln	und	Bedarfsgegenständen	wurden	erstmals	auchTabakerzeugnisse	und	Kosmetika	geregelt.	Der	Begriff	des	Fremdstoffeswurde	durch	die	Bezeichnung	Zusatzstoff	ersetzt.
Europäisierung des LebensmittelrechtsWeitere	Reformen	des	Lebensmittelrechts	brachte	der	europäischeIntegrationsprozess:	Innergemeinschaftliche	Handelshemmnisse,	etwadurch	Warenkontrollen,	unterschiedliche	Anforderungen	an	dieLebensmittelsicherheit	und	Steuerschranken	sollten	so	weit	wiemöglich	abgebaut	werden.	Nach	dem	Europäischen	Primärrecht	solltenach	dem	Binnenmarkt-Konzept	ein	Raum	ohne	Binnengrenzengeschaffen	werden,	in	dem	der	freie	Verkehr	von	Waren,	Personen,Dienstleistungen	und	Kapital	gemäß	der	Bestimmungen	desGemeinschaftsrechts	gewährleistet	ist.	Dieser	Binnenmarkt	sollte	bisEnde	des	Jahres	1992	verwirklicht	werden36.	Noch	in	den	Anfängen	derEuropäischen	Wirtschaftsgemeinschaft	(EWG)	war	eine	vollständigeHarmonisierung	lebensmittelrechtlicher	Vorschrift	avisiert	worden.Doch	erwies	sich	dieser	Ansatz	im	Laufe	der	Zeit	als	aussichtslos:Detaillierte	Pläne	des	Rates37	über	die	Verabschiedung	einzelnerHarmonisierungsrichtlinien	scheiterten	aufgrund	der	Komplexität	derMaterie	nahezu	vollständig.	Gleichzeitig	reifte	das	Bewusstsein,	dass	esgerade	im	Bereich	des	Lebensmittelrechtes,	dessen	Materie	von	einerkulinarischen	Vielfalt	in	Europa	gekennzeichnet	ist,	nichtwünschenswert	sein	kann,	diese	dem	Binnenmarktziel	gänzlich	zuopfern.	Auf	diesen	Erkenntnissen	basiert	eine	„neue	Strategie“,	diegrundlegend	im	Weißbuch	der	Kommission	vom	14.6.198538	formuliertund	in	nachfolgenden	Dokumenten	präzisiert	wurde39.	Die	Zielenationaler	Gesetzgebung	galten	nunmehr	als	im	Wesentlichengleichwertig.	Maßgebliche	Grundlage	dieser	Strategie	der	gegenseitigen



Anerkennung	war	die	als	„Cassis-de-Dijon-Rechtsprechung“(Textkasten Nr. 2)	bekannt	gewordene	Folge	von	Urteilen	des	EuGH	zuden	Art. 28	und	30 EVG	(Ex-Art. 30	und	36 EWGV).	Kernaussage	dieserJudikatur	ist	der	Grundsatz,	dass	jedes	in	einem	Mitgliedstaat	derEuropäischen	Gemeinschaft	(EG)	hergestellte	und	dort	rechtmäßig	inVerkehr	gebrachte	Erzeugnis	in	der	gesamten	Gemeinschaftverkehrsfähig	ist.	Dennoch	sind	Handelshemmnisse	im	Binnenmarktauch	heute	noch	nicht	in	jeder	Beziehung	gänzlich	ausgeräumt.Divergierende	Schutzstandards	der	Mitgliedstaaten	führen	regelmäßigzu	gemeinschaftsrechtlichen	Auseinandersetzungen,	denn	es	kannbeispielsweise	aus	Gründen	des	Gesundheitsschutzes	der	freieWarenverkehr	beschränkt	werden.	In	Bereichen,	in	denen	sich	trotz	derStrategie	der	gegenseitigen	Anerkennung	stetsAuslegungsschwierigkeiten	ergeben,	erweist	sich	daher	dieHarmonisierung,	das	heißt	die	Vereinheitlichung	vonRechtsvorschriften	als	unerlässlich.	Auch	machen	transnationale	Krisenwie	die	BSE-Krise	grenzüberschreitende	Lösungsansätzeerforderlich40.
Textkasten Nr. 2: Cassis-de-Dijon-UrteilMit	seinem	Urteil	vom	20.2.197941	formulierte	der	EuGH	diesogenannte	„Cassisformel“:	Danach	ist	ein	Lebensmittel,	das	in	einemEU-Mitgliedstaat	rechtmäßig	hergestellt	und	im	Verkehr	ist,grundsätzlich	in	jedem	EU-Mitgliedstaat	verkehrsfähig.Beschränkungen	der	Warenverkehrsfreiheit	durch	dieMitgliedstaaten	sind	nur	zulässig,	sofern	der	beschränkende	Eingriffeinem	zwingenden	Erfordernis	gerecht	wird:	einer	wirksamensteuerlichen	Kontrolle,	dem	Schutz	der	öffentlichen	Gesundheit,	derLauterkeit	des	Handelsverkehrs	und	dem	Verbraucherschutz.	DerEingriff	darf	zudem	durch	keine	andere,	mildere	Regelung	ersetztwerden	können.	Hat	ein	Mitgliedstaat	die	Wahl	zwischen	mehrerenMaßnahmen,	die	zur	Erreichung	des	verfolgten	Zieles	gleichermaßengeeignet	sind,	hat	er	diejenige	zu	wählen,	die	den	freienWarenverkehr	am	wenigsten	beeinträchtigt42.Der	Entscheidung	lag	folgender	Sachverhalt	zugrunde:	DieHandelsgruppe	REWE-Zentral	AG	importierte	aus	Dijon,	Frankreich,einen	Johannisbeer-Likör	nach	Deutschland,	der	mit	seinem


